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Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Bundesrückerstattungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Bundesgesetz zur Regelung der rückerstat- 
aingsrechtlichen Gcldverbindlichkeitcn des Deut- 
schen Reichs und gleichgestellter Rechtsträger (Bun- 
dcsrückcrstattungsgesetz — BRüG) vom 19. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 734) wird wie folgt er- 
gänzt und geändert: 

1. § 11 Nr. 6 erhält folgende Fassung: 

„6. als Altsparergesetz 

das Gesetz zur Milderung von Härten der 
Währungsreform {Altsparergesetz) vom 
14. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 495) in 
der durch das Achte Gesetz zur Änderung 
des Lastenausgleichsgesetzes vom 26. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 809) abgeänder- 
ten Fassung in Verbindung mit dem Gesetz 
zu § 4 Abs. 4 des Altsparergesetzes vom 
10. Dezember 1954 (Bundesgesetzbl. T 
S. 438);" 

2. § 27 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Anmeldung muß bis zum 31. Dezember 
1953 bei dem zuständigen Zentraianmeldeamt 
eingegangen sein." 

3. § 27 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Frist des Absatzes 2 Satz 1 gilt als 
gev/ahrt, wenn der Berechtigte bis zum 31. De- 


zember 1958 den Anspruch bei einem nach Ab- 
satz 1 unzuständigen Zentraianmeldeamt an- 
gemeldet oder durch Klage vor der Restitutions- 
kammer eines unzuständigen Landgerichts gel- 
tend gemacht hat." 

4. § 28 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Klage muß bis zum 31. Dezember 1958 er- 
hoben werden." 

5. § 28 Abs. 5 Satz 2 erhält folgende Fassung; 

„Die V7iedcreinsetzung in den vorigen Stand 
nach Absatz 2 Satz 2 ist zu gewähren, wenn die 
Verhandlungen über eine gütliche Einigung bis 
zum 31. Dezember 1958 noch nicht abgeschlossen 
sind." 

(). § 30 erhält folgende Fassung; 

.§ 30 

(1) Ist im Geltungsbereich der in § 11 Nr. 1 
Buchstaben a, b und d genannten Rechtsvor- 
schriften ein rückerstattungsrechtlicher Anspruch 
(§§ 1, 3) nach §§ 189, 231 des Bundesentschä- 
digungsgesetzes bis zum 1. April 1958 angemel- 
det worden, so gilt diese Anmeldung als frist- 
gemäße Anmeldung nach diesem Gesetz; das 
gleiche gilt auch, wenn die Anmeldung nach 
Ablauf der Frist des § 189 des Bundesentschä- 
digungsgesetzes bis zum 31. Dezember 1958 er- 
folgt ist. Das Entschädigungsorgan hat die Sache 
auf Antrag über das zuständige Zentraianmelde- 
amt an die zuständige Wiedergutmachungs- 
behörde zu verweisen. 
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(2) Ist im Geltungsbereich der in § 11 Nr. 1 
Buchstabe c genannten Rechtsvorschriften ein 
Anspruch, der sich seiner Natur nach als ein 
rückerstattungsrechtlicher Anspruch darstellt 
(§§ 1, 3), nach §§ 189, 231 des Bundesentschä- 
digungsgesetzes bis zum 1. April 1958 angemel- 
det worden, so gilt die Klagefrist als gewahrt; 
das gleiche gilt auch, wenn die Anmeldung nach 
Ablauf der Frist des § 189 des Bundesentschä- 
digungsgesetzes bis zum 31. Dezember 1958 er- 
folgt ist" 

7. § 44 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Anträge können bis zum 31. Dezember 
1958 bei der Oberfinanzdirektion Frankfurt 
(Main) (Bundesvermögens- und Bauabteilung) ge- 
stellt werden, es sei denn, daß die Antragsfrist 


nachweisbar ohne Verschulden versäumt ist und 
der Antrag unverzüglich nachgeholt wird." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
] düng in Kraft. 


Bonn, den 22. Februar 1958 

Dr. Krone und Fraktion 
Ollenhauer und Fraktion 
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